
„Die Disziplinargerichte,, die bisher nicht gebührend 
beachtet wurden, müssen in ein wirkliches Kampf­
mittel gegen die Verletzung der proletarischen 
Arbeitsdisziplin verwandelt werden.“11 ' '

Auch hier forderte' Lenin, zunächst genau die bisherigen 
Ergebnisse, in der Organisation tfhd Tätigkeit zu ana­
lysieren. In dem von ihm ausgearbeiteten Entwurf einer 
Direktive des Rates für Arbeit und Verteidigung heißt 
es u. a.: „Kameradschaftliche Disziplinargerichte. Wie­
viel und wann eingeführt? Wieviel Verhandlungen im 
Monat? Ergebnisse?“12

Die Gewerkschaftsdiskussion in Vorbereitung des 
X. Parteitages der KPR (B), der im März 1921 statt­
fand, warf erstmalig die Frage nach dem Verhältnis 
von staatlichen und gesellschaftlichen Organen im 
System der Diktatur des Proletariats auf. Die Art und 
Weise, wie diese Probleme erfaßt, behandelt und gelöst 
wurden, ist — ungeachtet der Besonderheiten der dama­
ligen Situation — von aktueller Bedeutung, und zwar 
sowohl von der Methode des wissenschaftlichen Heran­
gehens als auch hinsichtlich der grundsätzlichen inhalt­
lichen Lösung13. Lenin ging davon aas,' daß das eigen­
ständige Wirken gesellschaftlicher Organisationen unbe­
dingt notwendig ist, daß es die wichtigste Aufgabe der 
Gewerkschaften ist, für die Massen der Werktätigen 
Schulen des Kommunismus zu seih, und daß den 
Gewerkschaften in den Kameradschaftsgerichten die 
Hauptrolle zufällt. Er kritisierte, daß es versäumt 
wurde, „zu einer richtigeren, rascheren und erfolg­
reicheren Anwendung der kameradschaftlichen Diszi­
plinargerichte überzugehen“'14. .. _
Mit dem von Lenin Unterzeichneten Dekret vom 
5. April 1921 wurde eine „Ordnung über die Diszipli- 
nar-Kameradschaftsgerichte“ bestätigt15. Dieses Dekret 
präzisierte die Zuständigkeit der Kameradschaftsge­
richte und erweiterte sie auf die Beratung und Ent­
scheidung über rowdyhaftes, unanständiges und grobes 
Verhalten im Betrieb, über kleine, mit der Arbeit 
zusammenhängende Diebstähle, soweit sie nicht organi­
siert und systematisch begangen wurden, und über 
Fälle von geringfügigen Unregelmäßigkeiten bei der 
Ausgabe bzw. Verteilung von Lebensmitteln oder 
Gegenständen des täglichen Bedarfs im Betrieb.
Die Skala der Sanktionen der Kameradschaftsgerichte 
wurde im Vergleich zum Dekret vom November 1919 
durch verschiedene Maßnahmen der moralischen und 
materiellen Einwirkung sowie durch Maßnahmen mit 
besonderem Zwangscharakter erweitert. So sah die neue 
Ordnung u.a. folgende Sanktionen vor: Verweis mit 
der Androhung von Bestrafung; die Herabsetzung des 
Stück- oder Prämienlohns oder der Naturalprämien bis 
zu ihrer vollständigen Streichung für eine bestimmte 
Frist; die Verpflichtung, versäumte Arbeitszeit durch 
Überstunden und an Feiertagen aufzuarbeiten, und 
zwar gegen Bezahlung oder auch ohne Bezahlung der 
zusätzlichen Arbeit; die Verpflichtung zu Zwangsarbeit 
ohne Freiheitsentzug, die entweder im Betrieb oder 
außerhalb des Betriebes zu leisten war und bis zu sechs 
Monaten dauern konnte.
Die allgemeine Leitung und die Kontrolle der Tätigkeit 
der Kameradschaftsgerichte wurde dem Zentralrat der 
sowjetischen Gewerkschaften unter Mitwirkung des 
Volkskommissariats für Justiz der RSFSR übertragen. 
Zugleich wurde das Verfahren der Beratungen der 
Kameradschaftsgerichte genauer geregelt.

lt Lenin, Werke, Bd. 32, Berlin 1967, S. 24.
12 Lenin, Werke, Bd. 32, S. 412.
13 Vgl. M. Benjamin, a. a. O., S. 27 Я.
M Lenin, Werke, Bd. 32, S. 25.. .
15 Gesetzessammlung der RSFSR 1921, Nr. 23—24, Pos. 142 
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Mit der weiteren Entfaltung des sozialistischen Aufbaus 
in der Periode der Neuen ökonomischen Politik wur­
den andere Formen des Kampfes um eine höhere 
Arbeitsdisziplin erforderlich; die Kameradschaftsge­
richte in ihrer damaligen Kompetenz konnten den 
neuen Aufgaben nicht gerecht werden. Nach der 
Annahme des zweiten sowjetischen Arbeitsgesetzbuchs 
vom Oktober 192216 lag der Schwerpunkt der gesell­
schaftlichen Gerichtsbarkeit vor allem in der Entwick­
lung der Konfliktkommissionen, denen die Entschei­
dung arbeitsrechtlicher Streitigkeiten oblag17.

Die weitere Entwicklung der Kameradschaftsgerichte 
in der UdSSR

Gestützt auf die von Lenin ausgearbeiteten Grund­
sätze für die Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte, 
begann gegen Ende der zwanziger Jahre ein neuer Auf­
schwung der Kameradschaftsgerichte. Diese Grundsätze 
kontinuierlicher Entwicklung der gesellschaftlichen 
Gerichtsbarkeit bestehen vor allem darin,
— die demokratischen Organisationsprinzipien und die 

Normen der gesellschaftlichen Tätigkeit der Kame­
radschaftsgerichte konsequent zu vervollkommnen,

— die Organisations- und Zuständigkeitsregelungen 
sowie die von den Kameradschaftsgerichten anzu- 
w endenden Maßnahmen gesetzgeberisch auszubauen,

— den Kreis der von den Kameradschaftsgerichten zu 
behandelnden geringfügigen Rechtsverletzungen der 
Werktätigen entsprechend den objektiven Gegeben­
heiten zu erweitern,

— die Maßnahmen der gesellschaftlich-moralischen 
Einwirkung, die dem Charakter der Kamerad­
schaftsgerichte am besten entsprechen, zu vervoll­
kommnen,

— das Zusammenwirken der Kameradschaftsgerichte 
mit den staatlichen Rechtspflegeorganen im Kampf 
gegen die Kriminalität und amdere Verletzungen der 
Rechtsordnung im Interesse der Einhaltung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit zu fördern18.

Auf der Grundlage dieser Prinzipien verabschiedeten 
das Gesamtrussische Zentrale Exekutivkomitee und der 
Rat der Volkskommissare der RSFSR am 27. August
1928 eine Richtlinie „Über die Kameradschaftsgerichte 
in Betrieben sowie in staatlichen und gesellschaftlichen 
Institutionen“19. Diese Verordnung wurde durch weitere 
Normativakte der genannten Organe am 30. Dezember
1929 und 20. Februar 1931 ergänzt bzw. geändert20.
Zur Zuständigkeit der Kameradschaftsgerichte gehörte 
nun auch die Beratung und Entscheidung über Beleidi­
gungen, geringfügige Diebstähle von persönlichem und 
gesellschaftlichem Eigentum, Körperverletzungen als 
Folge von Schlägereien sowie über kleine Streitigkeiten 
aus dem Alltagsleben und zivilrechtliche Konflikte mit 
einem Streitwert bis zu 50 Rubel. Zu den neuen Maß­
nahmen, die von den Kameradschaftsgerichten ergrif­
fen werden konnten, gehörten der öffentliche Tadel mit 
Veröffentlichung in der örtlichen Presse oder an der 
Wandzeitung des Betriebes, die Geldstrafe bis zu 
10 Rubel, die Verpflichtung zum Schadenersatz bis zu 
50 Rubel, der Vorschlag zur Entlassung des Werktäti­
gen sowie der Vorschlag an die Gewerkschaft auf 
befristeten Ausschluß ihres Mitgliedes.
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